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Hmtlicber Teil.
Verbot der Leitung „Der Gdenwülder".

** Di « in Buchen erscheinende Tageszeitung »Der Odemoäl »
tet “, Druck und Verlag : Odenwälder -Verlag , G . m. d . H. in
Buchen , ist wegen des Korrespondenzartikels «Das Urteil eines
amerikanischen Republikaners " in Nr . 184 vom 19. Juli 1922
aus Grund des Artikels III der zweiten Verordnung zum
Schutze der Republik vom 29 . Juni 1922 auf die Dauer von
einer Woche verboten worden .

Die Mobnungskrage.
Zu diesem Kapitel schreibt uns Arbeitsminister
Dr . W . Engler , der fich schon vor dem Kriege
und später als Stadtrat und! Genossenschafter
eingehend mit der Frage beschäftigte und jetzt
als Arbeitsminister sich mit der Frage befas¬
sen mutz , folgendes:

Während auf den meisten Gebieten des Wirtschaftslebens
die sogenannte „Freie Wirtschaft" wieder zur Geltung ge.
langte , unterliegt der Wohnungsmarkt iurmer noch der Be¬
wirtschaftung der Behörden. Die bitteren Enttäuschungen , die
uns die fteie Wirtschaft auf verschiedenen Gebieten des Wirt¬
schaftslebens gebracht bat , sollten allein schon genügen , um
auf dem ganz anders gelagerten Wohnungsmarkt zur Vorsicht
zu mahnen . Aus den meisten Gebieten des Wirtschaftslebens
sind wir aus der behördlich organisierten Zwangswirtschaft in
die Zwangswi, .schaft der Industrie - und Handelssyndikate
hineiiigerateu ; bis herunter zu den Kleinhandwerkern und
Kleinhandelstreibenden schlietzen sich alle zusammen , um ge-
meinsame Preisfestsetzung zu erzielen . - Die wirkliche freie
Konkurrenz, die nach den wissenschaftlichen Verfechtern der
kapitalistischen Wirtschaftsordnung diese Ordnung zum Segen
machen soll, ist durch die genannten Organisationen ausge¬
schaltet . Für jeden, der sehen will, wird deshalb das ver¬
derbliche dieser Wirtschaftsmethoden immer sichtbarer. Die
Landwirtschaft hat bei dem grossen Mangel an Produkten und
bei dem Fehlen der Auslandskonkurrenz ebenfalls eine Mono¬
polstellung.

Für alle Produkte kann aber in dem Moment , wo ein stär¬
keres Angebot kommt, eine Preissenkung eintreten . Anders
bet den Wohnungen ; sind hier die Preise einmal in die Höhe
getrieben, so gehen sie nur schwer wieder zurück , weil sich die
erhöhten Mieten gleich in erhöhte Verkaufspreise und höhere
hypothekarische Belastung umsehen. Die Erkenntnis , dass die
freie Wirtschaft auf dem Wohnungsmarkt nicht zugelassen
werden kann, ist nicht nur bei den Mietern , sondern auch bei
einem grossen Teil der Hausbesitzer vorhanden . Aber über
die Maßnahmen , die auf den einzelnen Gebieten zu ergrei¬
fen sind, gehen die Meinungen sehr weit auseinaikder . Ge¬
setzgeberisch versucht man der Lösung der Wohnungsfrage
durch drei Gesetze näher zu kommen: Das Wohnungsabgabe¬
gesetz , das Reichsmietengesetz und das noch in Beratung be-
fmdliche Mieterschutzgesetz . Die drei Gesetze seien in folgen¬
dem kurz behandelt.

Um die Gestaltung des Mieterschutzgesetzes wird noch ge¬
kämpft . Im wesentlichen wird «das , was jetzt in Verordnun¬
gen schon festgelegt ist, gesetzlich geregelt werden . Das Kün¬
digungsrecht des Hausbesitzers soll aber noch mehr einge¬
schränkt werben und die Kündigung nur mit Zustimmung des
Gerichts unter bestimmten Voraussetzungen zulässig sein. Es
wird dabei von der Voraussetzung ausgegangen , dass schon
aus volkswirtschaftlichen Gründen unnötige Umzüge vermie¬
den werden sollen . Bei der Festsetzung dieser Bestimmungen
ist aber doch zu prüfen , ob nicht der Schutz derjenigen Mieter ,die eine Wohnung haben, zu weit geht, zum Schaden derjeni¬
gen ist, die eine Wohnung suchen. In den jetzt bestehenden
Verordnungen und vor allem in der Spruchpraxis einzelner
Mieteinigungsämter wird fast nur der Inhaber einer Woh¬
nung geschützt, fast nie aber der Wohnungssuchende . Der
glückliche Besitzer einer Wohnung wird sehr oft in seiner
Wohnung belassen , obwohl es möglich wäre , für ihn eine an¬
dere Wohnung, die seinen Bcdücfniffeii entspricht, zu findenund durch seine Belastung die sozialen Interessen eines ande¬
ren sehr geschädigt werden. Zum Beispiel : Eine sechsköpfigeFatnilie wohnt in einer kleinen Notwohnung, 2 Zimmer ohne
Küche. Eine dreiköpfige Familie bewohnt vier Zim -
uwr. Es wäre möglich , für diese Familie eine
Zwei - oder Dreizimmerwohnung zu finden ; sie weigert
sich aber, Platz zu machen und wird vom Mieteinigungsamt^ kaffen . — Ein anderer Fall : Ein Schuhmacher oder Schnei¬
de hat eine Wohnung , wo ihm die Ausübung seines Berufesuicht möglich ist . Auch in diesem Fall müsste es möglich sein.

eisten Lausch herbeizuführen . Es darf eben nicht nur der¬
jenige geschützt werden, der eine Wohnung hat , in Zukunft
muss das Recht auf Wohnung und das soziale Recht derjeni¬
gen, die keine oder ganz ungenügende Wohnungen haben,
mehr als bisher zur Geltung kommen. Wenn durch das
geplante Mieterschutzgesetz Kündigungen und damit Woh-
nungSräumungen fast unmöglich gemacht werden, so richtet
fich das nicht nur gegen willkürliche Hausbesitzer, sondern
auch gegen Wohnungssuchende. Solange die Wohnungsnot
nicht einigermaßen gemildert ist, solange kann natürlich kein
fteies Kündigungsrecht gegeben werden, aber soviel Spiel¬
raum mutz gegeben wevden , dass auch die sozialen Bedürf¬
nisse der Wohnungssuchenden neben den der Wohnungshaüen -
den Berücksichtigung finden, vor allem mutz diese Rücksicht¬
nahme bei den Behörden platzgreifen. Die Mieteinigungs¬
ämter müssen die Möglichkeit und die Pflicht halben , die so-
zialew Verhältnisse der Parteien gegeneinander abzuwägen
und demgemäß ihre Entscheidungen zu treffen . Wenn die
Wohnungsämter wissen , dass sie nach dieser Richtung vom
Gesetz und der Rechtsprechung gestützt werden, so werden sie
ihre Tätigkeit gern darauf einstellen. Es werden dann auch
viele Angriffe , die jetzt fast immer zu Unrecht gegen die Woh¬
nungsämter erhoben werden, hinfällig . Ms jetzt konnte der
weitgehende Schutz der Wohnungsinhaber neben den Grün¬
den, die auch für die Zukunft weiter bestehen, noch damit be¬
gründet werden, daß die Mieter vor der Auswucherung durchdie Hausbesitzer beschützt werben müssen. Durch das Reichs-
Mietengesetz , das am 1 . Juli 1922 in Kraft getreten ist, ist
dieser Grund beseitigt.

(Je 1 Artikel über die Wohnungsabgabe und über 8asl
Reichsmietengrsetz werden in den nächsten Nummern unseres
Blattes zum Abdruck gelangen .)

Dle bayerische Londer-
verordnung.

Im bayrischen Landtag ergriff am Dienstag Ministerpräsi¬dent Graf Lerchrnfeld das Wort zu der angekündigten Regie¬rungserklärung . Seine Ausführungen , di« im übrigen nichts
wesentlich neues brachten, lauteten dahin , dass trotz des gutenWillens der bayrischen Regierung die Politik der mittlerenLinie in Berlin nicht eingehalten worden sei, dass die Gesetzezum Schutze der Republik durch die besonderen Ziele einzelnerParteien zu weit nach links ausgeschlagen seien , einen Aus¬
nahmecharakter bekämen und über die Hoheitsrechte der Län¬der hinwcggeschritten seien . Bayern habe alle verfassungs¬mässigen Mittel zur Verständigung mit dem Reiche erschöpft .Der Staatsgerichtshof stelle einen nicht begründeten Eingriffin die Justizhoheit der Länder dar, und das Beamtengesetz so¬wie das Reichskriminalgesetz legten die Axt an die Polizei¬hoheit der Länder . Bayern sehe in den Eingriffen der Reichs¬regierung eine Vergewaltigung Bayerns , gegen die es, als im
Widerspruch zur Reichsverfassung stehend , entschieden prote¬stiere. Bayern sehe die Gefahh, zur Provinz herabgedrücktzu werden. Es habe zur Vermeidung von Rückschlägen gegenRuhe und Ordnung im Lande einen eigenen Weg einschlagenmüssen, und es sei bei seiner Verordnung von der Verfassungnicht abgegangen . Die Regierung werde den Verfassungs¬schutz energisch durchführen. Der Ministerpräsident warntedie Sozialdemokraten vor der Aufrollung der Pfalz -Frage undbetonte, dass das bayrische Verhalten von wahrer Demokratie
ausgehe und auf föderativer Grundlage beruhe . Es werde
die Reichsgemeinschaftnicht aus dem Auge verlieren . Bayerns
Abkehr von der Reichstreue brauche nicht befürchtet zu werden .Der Ministerpräsident ersuchte schliesslich um die Entschei¬dung des Hauses , ob es gewillt sei, die Regierung zu unterstüt¬
zen (Beifall bei der Bayrischen Volksvartei) ,

Unmittelbar nach der «Erklärung des Ministerpräsidenten
gab der Präsident folgenden Antrag der bayrischen Volksparteibekannt : „Der Landtag billigt das Vorgehen der bayrischen!
Regierung hinsichtlich der Gesetze zum Schutz der Republikund spricht ihr das Vertrauen aus ."

Abg. Held (Bayr . Vp .) billigt das Vorgehen der bayrischenRegierung zur Erhaltung des Blocks von rechts, seiner Eigen¬
staatlichkeit und seiner Hoheitsrechte 'und stellte die Treue
Bayerns zum Reich ausser Frage . Die Bayrische Volksparteihabe mit einer Änderung der verfassungsmässigen Zuständenichts zu tun und unterstütze auch keine monarchistischen Be¬
strebungen . .

Alb Hilpert (Bayr . Mittelp .) sagte der bayrischen Regierungdie Unterstützung seiner Partei zur Wahrung der bayrischenPolizei - und Justizhoheit zu ; desgleichen Abg . Stardele füvden Bayrischen Bauernbund .
Abg. Timm (Soz .) erklärt namens der sastaldemokratischenFraktion , dass die bayrische Verordnung einen Treubruch ge¬gen das Reich und eine Berfassungsvrillejtzung darstelle, die

ohne Beispiel in der Geschichte sei . Me bayrische Regierunghat sich damit ausserhalb der für uns all« gültigen Gesetze ge¬stellt. Die Sozialdemokratie lehnt es ab, über diese Verord¬
nung mit der bayrischen Regierung und den sie deckenden
Parteien in diesem Landtag in eine Erörterung einzutreten .Das Wort haben der Reichstag, der Reichspräsident «ud M«
Reichsregierung . Die überwiegende Mehrheit des bayrischenVolkes, das deutsch gesinnt ist und deutsch fühlt , wird wie ei»

Mann hinter der Reichsgewalt stehen und dafür sorgen, dassauch in Bayern Reichsrecht und Verfassung anerkannt wer¬den ?
Abg . Hilpert (Bahr . Mittelparteij erklärt namens der Frak¬tion der Bayrischen Mittelpartei und der Deutschen BolkS-

partei , dass diese die bayrische Regierung in ihrem , gerechten
Abwehrkampf um die föderative Grundlage der Re'

chsverfas-fung und um die Wahrung der Polizei - und JustizhoheitBayerns unterstützten .
Abg. Riekisch (ÜSP .j : Me vom Ministerpräsidenten abge¬gebene Erklärung zeigt, dass die Regierung gewillt ist. einen

uuverhülltru , nackten LerfassungSbrnch zu begehen. Alle Ver¬
suche, den glatten Berfassungsbruch mit einem Schein des
Rechts zu bemänteln , scheitern an dem klaren Tatbestand. Di«
Erklärung der bayrischen Regierung täuscht nM darüber hin¬weg, daß die bayrische Regierung mit ihrem Vorgehen den
Weg des Reichshochverrats beschritten hat ! (Präsident Koengs-bauer ruft den Redner zur Ordnung .) Wir hoffen, dass
sich in Bayern kein Beamter finden wird , um diesen Verfas¬
sungsbruch zu vollziehen (zweiter Ordnungsruf ) , und wir
erwarten , daß die Rcichsregierung mit unbeugsamer Energiealle Mittel anwenden wird, um verfassungsmässige Zuständeauch in Bayern zu schaffen !

My . Dr . Dirr (Dem .) erklärt die vonReichsregierunig, Reichs»
tag und Reichsrat ordnungs - und verfassungsmässig beschlos¬senen Sondergesetze seien für das ganze Reichsgebiet, auch
für Bayern rechtsverbindlich geworden. Me DemokratischePartei hat zur Wahrung der bayrischen Hoheitsrechte va»
Nötige getan . Sie ist bereit , alles zu tun , um baldige weite«
!Berk>esserrungen der Gesetze im Sinne demokratischer Grund¬
sätze und der bayrischen staaüichen Hoheitsrechte auf ver¬
fassungsmässigem Wege durchsetzen zu Helsen . Das jetzige
Voxgehen der bayrischen Regierung kann sie jedoch nicht bil¬
ligen und daher auch dem Antrag der Bayrischen Vollspartet
nicht zustimmen . Me demokratische Fraktion erachtet sowohldie bayrische Verordnung als auch den Entschluss, sich dem
Vollzug de? Reichskriminalgesetzes zu widersetzen , für ver¬
fassungsmäßig ungangbar und verfassungswidrig. (Sehy
richtig ! ) Die staatsrechtliche Begründung der Regierung wird
auch von massgebenden Staatsrechtslehrern als unhallbar an »
gesehen. Wir müssen diese ganze Politik gerade im gegen¬wärtigen Zeitpunkt , bei der furchtbaren außenpolitischen Lage
Deutschlands für bedauerlich und gefährlich halten . Sie trägtKeime in sich, die sich zu unabsehbaren und für dag ganz«
deutsche Volk schwer schädlichen Folgen auswachsen können.Sie droht , außenpolitisch zu Wirkungen zu fuhren, die dw
entsetzlichen Leiden des unerhört leidende« deutschen Vater¬landes noch vergrößern würden ! Es wäre ein schwerer Irr¬tum , zu glauben , dass auf diese Weise der föderalistische lGe-
Äanke zum Woihle Deutschlands der Verwirklichung nähege¬bracht werden könne; im Gegenteil : im übrigen Deutschlanddroht er hierdurch in Mißkredit zu kommen . Die schävfstenWiderstände müssen naturgemäß im übrigen Deutschland her-
vovgerufen werden , wenn unsere Regierung zu Befürchtung
gen für die Geschlossenheit des deutschen Volkes Anlass gibt.Was die Demokratische Partei anbetrifst , so ist sie nach totevor entschlossen , alles zu tun , um einen für Deutschland und
für Bayern unglücklichen Ausgang zu verhüten unv einen
vernünftigen Ausgleich hevbeizuführen.

Abg. Anweck (Kam .) erklärte das Vorgehen der bayerischenRegierung für einen aufs schärfste zu verurteilenden Bruchder Verfassung .
Mg . Burger (Wahr. Mittelhartest gibt für sich und seinen

pfälzischen Kollegen Gollwitzer folgende Erklärung ab : Es isteine bayrische Verordnung ^ schienen , die zum erstenmal einen
Unterschied macht in der Behandlung des rechtsrheMischenBayern und der Pfalz . Wir von der Rutschen Volkspartet
sind gewillt , Bayern in der Wahrung seiner Rechte aus jedem
verfassungsmäßigen Wege zu unterstützen und uns mll aller
Kraft einzusetzen für die Erhaltung der staatsrecytlrchen Zu¬
sammenhänge zwischen der Pfalz , die heute noch unter frem¬dem Willen sicht, und Bayern . Den jetzt aoer unternomme¬
nen Schritt der bayrischen Regierung können wir nach schwe¬rer und reiflicher Überlegung nicht billigen und werden uns
daher bei der Abstimmung der Stimme enthalten.

In der Abstimmung wurde der Bcrtrauensantrag der bay¬
rischen Volkspartei mit den Stimmen dieser Partei , desBauernbundes und der Mittelpartei angenommen.

Der Münchener Stadtrat gegen die bayrische Regierung.
Der Münchener Stadtrat nahm gestern «inen DringlichkeitS -

awtrag der Demokraten , Sozialdemokraten und Unabhängige«
an , in der » die Stellungnahme der bayerischen Regierung we¬
gen Übergehung des vom Reichstag und Reichsrat beschlosse¬nen Gesetzes zum Schutze der Republik bedauert und verur¬
teilt wird . Durch diese Stellungnahme würden ernste Ge¬
fahren in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht hervorge-
rufen , die -den schwer erschütterten Volkskörper auss neue ge¬
fährden und die Reichseinheit bedrohen. Der Stadtrat er.
wartet von der bayerischen Regierung , dass sie ihre verhäng¬nisvollen Beschlüsse umgehend zurücknehme .

Ei « Aufruf der bayrischen Sozialdemokraten.
Eine Konferenz der sozialdemokrattschen Fraktion, des

Bayerischen Landtags , der sozialdemokratischen Reichstags»
abgeordneten Bayerns , der bayerischen Landeszentrale und
der bayerischen Bezirksleitungen der sozialdemokratischen Par -
teie » hat einen Ausruf an die Öffentlichkeit gerichtet , in derq
es heißt :

„Jeder Versuch, die Schutzgesetze , die Teile des Reichsrechtes ,
sind für Bayern ganz oder teilweise ausser Wirksamkeit zu
setzen, stellt , einen VerfassungÄbruch und einen Angriff außden 'Bestand der politischen und rechtlichen Einheit des Rei¬
ches dar , der von der Reichsregieruug wie vom Reichstag mit
allen verfügbaren Mitteln abgswehrt werden muss. Die Kon»

Badilcken Landtages .SB *' r -vr ' • ?*>**« '* e Sifeiwe über die Berbandlulwen des



ferrnz ertlärr eS als Pflicht aller retchstreu gesinnten VolkS-
kreife Bayerns ohne IUnterschied der Partei , im Interesse der
Erhaltung des inneren Friedens im deutschen Volke und deS
Ansehens Deutschlands vor der ganzen Welt den Standpunkt
der Reichsregierung zu unterstützen und die drohende Anarchie
und Rechts-Unsicherheit von Bayern abzuwehren . Die Kon¬
ferenz beauftragt die hierfür zuständige Stelle der sozialdemo¬
kratischen Parteien , im Anne dieser Auffassung tätig zu sein
und die gesamt« Bevölkerung in dem geeignet erscheineichen
Augenblick zur Anteilnahme an dieser Abwehr aufzurufen .
Hieraus ergibt sich füt die ganze republikanische Bevölkerung
Bayerns die Verpflichtung , selbständige Organisationen
irgendwelcher Art zu unterlassen ^ sich aber für alle Möglich-
leiten bereit zu halten ."

*

Die „Süddeutsche Demokratische Korrespondenz" teilt einen
Drohbrief eines „bäuerischen GrheimbnndeS " mit , der den an¬
gesehenen Mitgliedern der Demokratischen Partei den Tod an¬
droht. „wenn dem Berliner Regierungsgesindel nachgegebcn "
werde. Die Preußen werden als viel ärgere Feinde erklärt
als die Franzosen .

Der baderische Mitarbeiter der „Kölnischen Zeitung " knüpft
an eine Mitteilung oer jüngsten Beschlüsse der Bayerischen
Bolkspartei die Frage , ob Bayern an den Folgen dieser Be.
schlöffe nicht wirtschaftlich und innerpolitisch zusammenbreckßen
werde, ob der Einsatz zu dem eventuellen Gewinn in einem
erträglichen Verhältnis stehe und ob die Folgen, die dem Ge-
samtvaterland drohen, nicht so furchtbar sein werden, daß man
es in Bayern einst bereuen werde, das äußerste gewagt zu ha¬
be» . Aus den internen Verhandlungen der Bayerischen Volks -
Partei wird in dem Artikel milgeteilt , es habe nicht an war¬
nenden Stimmen gefehlt. Dr . Heim habe aber das Stichwort
„Firns Bavariae “ gegeben und erklärt , daß Payern vom
Reiche noch nie etwas erreicht habe und nie etwas erreichen
werde ; dadurch sei die ohnehin nicht große Opposition matl ge¬
setzt worden.

Die Redaktion der „ Kölnischen Volkszeitung" selbst weist
im Anschluß an diese Mitteilungen daraus hin , daß das Vor¬
gehen der Leitung der Bayerischen Vcllkspartei auf das Ber.
hältnj « des Zentrums zu dieser Partei nicht ohne schwerwie¬
genden Einfluß bleiben tonne . Das Zentrum Lao , alles ae-
tan , um mit der Bayerischen Volksparkei in eitwm guten Ver¬
hältnis zu bleiben und für Die Schwierigkeiten ibrer Polilik
Verständnis zu habe » . Diese ganze Politik der Versühnung
scheine aber nun in Frage gestellt , wenn sie nicht in Bayern
selbst bereits endgültig beiseite geschoben sei . „ Ist es"

, so
fragt die „ Kölnische Bolkszeitung "

, ohne zunächst aus ihre
Frage eine Antwort zu geben, „ noch möglich , eine Wiederver¬
einigung der Bayerischen Volkspartei als solcher mit dem
Zentrum , wenn nicht im Rahmen eener Partei , so ooch in ei¬
nem engen Bündnis zu erreichen?

Zu der bayerische « Sonderverordnung schreibt die „Deutsche
Allgemeine Zeitung " : Die Verordnung ist der erste Fall einer
»ffeubaren Auflehnung eines Landes gegenüber dem Reiche,
dessen Glied es ist . Die Reichsgesetze zum Schutze der Repu¬
blik sind , da sie möglicherweise Verfassungsänderungen dar¬
stellen , mit der für solche erforderlichen Zweidrittel -Mehrheit
angenommen worden . Dem gegenüber Hai, kein Land das
Recht , seine Staatsangehörigen zur offenen Widersetzlichkeit
gegen die Reichsgesetze aufzufordern . Der Reichspräsident
kann nach Artikel 48, Absatz 1 der Reichsverfassung Bayern
zur Aufhebung der verfassungswidrigen Verordnung und zur
Befolgung der Reichsgesetze anhalten . Wohin soll es führen ,
wenn jedes im Reich überstimmte Land mit der Behauptung ,
daß die Mehrzahl keiner ÄaatSangehörigen mit den Reichs-
gesetzen nicht zufrieden sei, eigene Matznahmen treffen und
den Landeskindern gebieten soll, fich nach diesen statt nach den
Rrichsgesetzen zu richten ? Die bayerische Regierung hat sich
mit der Notverordnung auf einen äußerst gefährlichen. Weg
begeben , der zum Auseinanderfallen des Reiches und zum
Bürgerkriege führen kann. Wenn der Reichspräsident, wonach
er nach Artikel 48 , Absatz TV, Satzß befugt ist, diese Maßnab -
men kurzerhand außer Kraft setzt ,

'
so ist die Verordnung ohne¬

hin schon nach Artikel 13 (ReichSrechr — Landesrecht) rechts¬
ungültig und als solche öffentlich festgestellt . Dann ist jedes
Verfahren durch die bayerischen Votksgcrichte, die in der Ver¬
ordnung eingesetzt sind , nichtig. Die Mitglieder der Bolks-
gerichie könnten wegen Amtsanmaßung verfolgt werden. Der
Widerstand gegen die nach den Reichsgesetzen zulässigen Maß¬
nahmen durch bayerische Polizeiorgane wäre strafbarer Wider¬
stand gegen die Staatsgewalt . Kurz , es treten unabsehbare
Folgen ein . Soll die Rrichseinheit gewahrt bleiben» so ist es
notwendig, den Widerstand gegen ordnungsmäßig beschloffhne
Reichsgesetze nur auf dem durch die Verfassung gegebenen
Wege geltend zu machen , nämlich durch einen Versuch , die Auf¬
hebung der Reichsgcsetze durch einen neuen Beschluß des
Reichstages herbeizuführrn . Jedes andere Vorgehen ist » n-
gesetzlich unp verwerflich.

Die Beratungen des Ikeicbskabinetts .
Das Reichskabinett ist gestern vormittag II Uhr- erneut zu

einer Sitzung znsaminengerreten , um über die durch die
bayerische Sonderverordnulig geschaffene Lage zu beraten . Zu¬
nächst erstatlete Ernähruiigsminister Prof . Fehr , der aus
Müiicheii zurückgekehrt war , über seine Eindrücke Bericht,
dann gab Jnstizininister Dr . Radbruch ein Gutachten über
die verfassungsrechtliche Seite des Tikeitfalles . Alle Reffort-
vrrtreier ivaren darüber einig, daß die Verordnung der baye¬
rischen Regierung verfnffungstwidrig ist . Ein Beschluß wurde
in der gestrigen Kabinettssitznng, an der übrigens auch der
preußische Staaissekrelär Göhre teilnahm , nicht gefaßt ; die
Bcrnluiig wird heute nackmitlag in einer neuen Sitzung fort¬
gesetzt werden, an der da » » attch die heute noch abtveseuden
Kabinettsiuitglieder Dr . Köster >ind Dr . Gehler teiluehmen
Nurden . In der Beratung des Kabinetts wurde II . „ Frkf.
Zlg .

" auch der Gedanke der Einberufung des Reichstag» er¬
örtert . Nach Artikel 48 Absatz 4 der Rcichsvrrfasiung müßte
dir bayer'

fche Regierung ihre Verordnung , selbst wenn sie
rechtsgültig wäre , aus Verlangen des Reichspräsidenten »der
des Reichstags sofort außer Kraft fetzen . Welchen Weg die
Reichsregieruiig beschreite » wird, um der Geltung verfassungs¬
mäßig beschlossener Reichsgesrtzc auch in Bayern 'Anerkcn-
nnng zu verschaffen , ist im Augenblick noch nicht zu sagen ,
aber daS genannte. Blatt hält es für sicher, daß die Reichs¬
regierung mit Zusliinmung der große» Mehrheit des Parla¬
ments a » der ihr von der Verfassung klar vovgczeichncten
Linie frfthaltrn und dem bayerischen Widerstand keine Kon »
- tffionen machen wird.

Der IkonSikt.
Unter der Überschrift „Der Konflikt" schreibt der Münchener

O-Korrespondent der „Frankfurter Zeitung " zu den Vor¬
gängen in Bayern unterm 24 . Juli folgendes :

„Die Entscheidung der bayrischen Staatsregierung Ft heute
albend in dem Sinne gefallen, wie es leidgr nach der Ent¬
wicklung der Dinge seit zwei Tagen zu erwarten war . Tie
banrisä>e Regierung glaubt , den ihr unerträglich erscheinenden
Bcstiminungen des Gesetzes zuin Schutze der Republik dadurch
entgehen zu können, daß sie auf Grund des Artikels 48 der
Reichsverfaffung eine Verordnung erläßt , die die Vorschriften
des Reichsgesetzes unter Ausschaltung dieser Bestimmungen
übernimmt . Sie faßte diesen Beschluß, nachdem heute mittag
auch der Landcsvorstand des Bayrischen Bauernbundes sich
der Fortsetzung des Kampfes gegen die Schutzgcsctze anqc»
schlossen hatte . Der Bayrische Bauernbund bekennt fich in
seiner Erklärung zu dem Gedanken des Föderalismus , wobei
er daran erinnert , daß er im Gegensatz zu der Bayrischen
Volkspartei wegen der Preisgabe staatlicher Hoheitsrechte der
Einzelstaaten gegen die^ Lcimarer Verfassung gestimmt habe,und er billigt daher alle versassungsmäßig zulässigen Ver¬
suche der bayerischen Regierung , die geeignet sind, den Schutz ,
gesehen ihre die bundesstaatlichen Hoheiksrechte bedrohenden
Wirkungen zu nehme,,.

" Er fügt allerdings ausdrücklich
den Vorbehalt hinzu, dqß er die Treue zum Reiche und die
Einheit de» Reiches unter keinen Umständen preisgebe«
werde."

Die bayrische Regierung begründet ihr Vorgehen damit , daßvor allem zwei Bestiininungen des Schutzgesetzes , nämlich
die über die Strafbarkeit des Besitzes . oer einer unterlasse¬
nen Anzeige von Waffenlagern und zweitens die über den
Staatsgerichtshof , Unruhen rechts gerichteter Kreise hervor
rufen würden imd deshalb in Bayern nicht durchgeführt wer¬
den könnte » , « ie hat geglaubt, einen Ausweg in dem Ar¬
tikel 48 der Reichsverfassung zu erblicken , der den Landes¬
regierungen gestaltet, „bei Gefahr im Verzug" Notverordnun¬
gen zu treffen . Ganz abgesehen davon, daß von einer Ge¬
fahr im Verzug gar nicht die Rede sein kann, so ist es be¬
grifflich ummöglich , daß nach gesetzlicher Regclung derselbe
Tatbestand nocki einmal durch eine Sonderverordnung gere¬
gelt wird. Tatsächlich bedeutete die 'Anerkennung des baye¬
rischen Standpunktes das Vetorecht eines Landes gegen jedes
Reichsgesetz , das ihm nicht paßt. Der Beschluß der bayerischen
Regierung ist ein Versuch , dem Verfaffungsbruch ein Ver-
fassnngsmäntelcheii umzuhängen ,

'
ist ein Angriff auf die

ReichSeinheit, de » die Reichsregierung mit aller Entschieden¬
heit abwehre» muß.

Der Reichsregierung stehen dabei zwei Wege affen : Einmal
kann sie auf Grund des Artikels 13 der Reichsverfassung die
Entscheidung des Reichsgerichts anrufen , ob die bayerische Per -
orüniing mit dem Reichsrecht vereinbar ist, oder es kann aufGrund des 'Artikels 48 der Reichsverfassung der Reichspräsi¬dent ooer der Reichstag die Aufhebung der Verordnung ver -
latigen . Im Interesse eines leichteren Ausgleichs des von
Bayern auf die Spitze getriebenen Konfliktes wäre nach der
Auffassung mancher ruhigerer Beurteiler der teste Weg vor -
ztlziehen, oa er die Entscheidung aus der politischen Macht¬
sphäre in die des Rechts rückt und sie einem Gerichtshof über¬
trägt , dessen Autorität gerade in dem Kampfe um den Staats -
gerichishof die bayerische Regierung besonders anerkannt hat.
Auch würde Bayern ein späteres Einlenken erleichtert werden.
Dagegen würde der zweite Weg sicherlich den Konflikt außer¬
ordentlich verschärfen. Es ist angesichts dieser Lage aufs
dringendste zu wünschen , daß nicht von der Linken in der be¬
greiflichen Entrüstung über die Haltung Bayerns Schritte un-
teriionimen werden, Hie zu schtveren politischen und wirtschaft¬
lichen Schädigungen führen müßten . Man hat ja heute schon
von Generalstreik , Eisenbahnstreik und ähnlichen Dingen in
Bayern gesprochen . Die bayerische Sozialdemokratie hat da¬
rum auch in voller Würdigung dieser Gefahr bei aller scharfen
Verurteilung des bayerischen Vorgehens an ihre 'Anhänger
die Mahnung gerichtet, alle selbständigen Aktionen zu unter¬
lassen . Ebenso ist zu erwarten , daß auch in der Pfalz und in
Franken , wo der südbayerische Widerstand gegen die Reichs¬
gesetze aufs schärfste verurteilt wird , der Reichsregierung die
Entscheidung überlassen wird.

Die Bayerische Volkspartei und die bayerische Regierung ha¬
ben init ihreni Widerstand , statt der immer so gern beanspruch¬
ten Mission zu dienen , Vorkämpfer der Ruhe und Ordnung
gegen den Bolschewismus zu sein , nicht nur die Gefahr inner -
politischer Verwicklungen gesteigert , sondern auch die Hoffnun¬
gen der Feinde anf den Zerkall oder wenigstens die Schwä¬
chung des Reiches aufs neue gestärkt nno schließlich die Kraft
Bayerns selbst schivcr bedroht.

Die Deutsche Demokratische Partei hat deshalb den Weg
der bayerischen Regierung nickst mitgehcn können. Mit ihrem
Ausscheiden ans der Regier » ngskoalition verliert das Ministe-
rium Lcrchenfcld den Handelsminister Hamm , dessen Sach¬
kenntnis ,

'
politische Klugheit und vermittelnde Tätigkeit es

schinerzlich wird entbehren inüssen . Der Weg des Ministe¬
riums Lerchenfcld wird nicht leicht sein . Es wird ja morgen
mit Hilfe der ocutschnationalen sogenannten Mittclpartei und
des Bauernbundes eine sichere Mehrheit gewinnen (Diese
Vorhersage ist inzivischen eingetrosfen . Die Rcd . y aber diese
Verbindung mit der Mittelpariei ist der Entstehung und den
bisherige» Grundsätzen des Ministeriums Lerchenfeld >o
schroft widersprechend , daß von einer dauernde » Stütze durch
diese Mehrheit nicht die Rede sein kann . So liegen auch hier
die Keime zu neuen Verwicklungen."

Friedensverlrag und deutsche
Ikatboliken.

Bon Dr . Hrrschel, M . d. R.
Von allen Konfessionen in Deutschland haben am meisten

die Katholiken unter dem Friedensvertrage von Versailles
und unter dem Genfer Diktate gelitten . Das liegt daran ,
daß gerade sie die. Grenzland « bewohne» , die im Westen und
Osten vom Reiche ganz abgerissen oder doch stark verstümmelt
worden sind . Elsaß -Lothringen , Eupen - Malmcdy , Westpreu-
tzen, Polen , das Hnltfchincr Land , die Umgegend von Reich¬
tal , namentlich aber Ost -Oberschlesien sind ganz überwiegend
katholisch . Wie von den Ländern Preußen am stärksten durch
den Frieden geschädigt wurde , so unter den Bekenntnissen
der Katholizismus im Reiche .

Bisher wußte inan nur , daß er von einem starken Drittel
der Gesamtbevölkerung auf ein schwaches solches herabgedrückt
worden war , ohne indessen die genauen Zahlen zu benennen .
Eine ins einzelne gehende Vkrlnstliste bringt jetzt das foeucn
int 10 . Bande erschienene „ Kirchliche Handbuch für das kalho-
lische Deutschland" von H . A . Krose ( Herder u . Co ., Freiburg
i . Br .) . Ls zeigt, was das deutsche Vaterland und der Ka¬
tholizismus alles zu beklagen haben, nachdem nunmehr die
Endzahlen infolge der durcktgcführten Abschnürung Ost- Obcr-
schlesiens feststehen .

« ie sind freilich nicht absolut , sondern nur relativ zu wer»
le», weil sie nur auf Grund der letzten Volkszählung vom 1 .

Dezember 1910 zufammengestellt werden konnte» . Andere
Unterlagen fehlen . Immerhin ist das Verhältnis und damit
das Maßgebende richtig wiedergegeben.

Im ganzen zählte Deutschland 1910 a» katholischen Bcwoh-
nern 23 821453 . Heute hätte eS nach jener Zählung „ur
noch 19 328 50(1. Ter Verlust beträgt also 4 498 953 Seelen .
Bor dem Kriege waren die Katholiken 37 v . H . der Gesamt-
Oevölkerung , heute nur noch raum 33 v . H . u» d, wenn man
gar das Saargebiet abrechnet, nur „och knapp 32,5 . v H . da¬
von .

Ungünstiger noch liegen die Tinge in Preuße », l^ er evan¬
gelische Volksteil hat dort nur 8,1 v . H. seines Bestandes in
der Vorkriegszeit verloren , der katholische aber 20,6 v . H !

Sehr wesentlich ist dafür die eben vollzogen« Abreißnng von
Ost- Oberschirsirn. Damit kamen nämlich nicht weniger als
826 904 Katholiken an Polen , aber nur 88 639 Evangelische»
von denen wieder 48 604 deutschsprecheud waren .

Im ganzen hat Preußen durch den sogenannte» Friedens -
Vertrag und seine Nachwirkungen 4 897 567 Einwohner —
nach dem Stande von 1910 — eingebüßt . Die Angehörigen
der katholischen Konfession verringerten sich dort von 14 881 829
auf 11514 219 Seelen . Das sind 32,37 v . H . der verminder¬
ten Gesamtbevölkerung. Dabei ist die Saar als Bestandteil
Preußens natürlich mitgerechnet. Sie gebärt ja auch staatlich
dazu und zu Bayer » .

Zieht man sie aber von Deutschland auch noch ab , weit sie
französisch verwaltet wird, so ergibt sich für das Reick »nter
deutscher Verwaltung nach dem Stande von 1010 eine Bevöl-
krrungszahl von im ganzen 87 801 894 , voit denen 18 859187
katholisch sind, also , wie oben gesagt , nur etwa 3214 Prozent .

Allerdings hat der katholische Volksteil insofern ein einheit¬
licheres Gepräge erhalten , als das fremdsprachige Element
unter der Bevölkerung eingeschränkt ist . Freilich waren viele
deutsch gesinnt, auch wenn sie eine andere Muttersprache hat¬
ten . So haben bekanntlich Hunderttausende polnisch redender
Oberschlcsier bei der Volksbefragung vom 20 . März 1931 für
das Reich gestimmt. Von den 204 262 Franzosischsprechenden
in Elsaß -Lothringen mochten weniger die Neigung für
Deutschland haben . Immerhin erhält der katholische Bolks-
teil , der früher stark mit fremdsprachigen durchsetzt war — in
Preußen waren diese ein Viertel der katholischen Bevölkerung
— nun ein viel geschlosseneres deutsches Gepräge . Das nicht
rein deutsche Element wird — etwa von Weft-Obersckstesien
abgesehen, wo noch an 81X1—600 000 Polnischsprechende sein
mögen — nunmehr im Reiche stark zurücktreten.

Deutschsprcchende Protestanten wurden in allen abgetrete¬
nen Gebieten Preußens nur 550 408 gezählt . Sie sind also
erheblich besser beim Friedensschluffe fortgekommen wie ihre
katholischen Volksgenossen . Alles in allein genommen, sind
diese die Hauptleidtragenden des Weltkrieges und seines trau »
rigcn Ausganges in Deutschland.

politische Neuigkeiten.
Linbernkung des IKeicbstAgs?

In politischen Kreisen wird lebhaft die Frage der Einberu¬
fung des Reichstags debattiert . Es ist anzunehmen , daß der
8 . Ausschuß deS Reichstags, der Überwachungsausschuß, oer
den Reichstag während der Ferien vertritt , in seiner heutigen
Sitzung ebenfalls sich für die Einberufung ausiprichi .

Weiter wird berichtet: Die deutschnationale Reichstagsfraktio»
hat an den Reichstagspräsidentcn Lüde eine Erklärung ge¬
richtet, in oer sie gegen die Annahme des Memorandums des
Garantiekomitees durch die Reichsregierung schärfttcn Ein¬
spruch erhobt und bemängelt , daß die Regierung die Zilstim-
mung des Reichstages zu diesem Schritt , der wichtige Sou -
veränitälsrechte preisgibt , nicht eingeholt hat . Die deutsch-
nationale Fraktion verlangt angesichts Dieser Sachlage die so¬
fortige Einberufung des Reichstags.

Die verteilung »der 2 Millionen .
Der Herr Oberreichsanwalt ersucht die Presse , milzuteileu ,

daß eine Belohnung bis zu zwei Millionen Mark ausgesictzt
ist für die Ermittlung und Ergreifung von Personen , die zum
Mord gegen Mitglieder der im Amt besindlichen oder eine«)
früheren republikanischen Regierung oder einer Bolksvertre :
tung des Reiches oder der Länder (Ermordung der früheren
Minister Erzberger und Ratbenau , Attentat auf Oberbür »
germcister Scheidemann und andere ) sich verabredet oder svnst
organisiert haben, oder die solche Verabredungen oder Org -r»
nisationen durch Geld oder sonstwie unterstützt haben und daß
die Entscheidung darüber , ob die Belohnung verdient ist, wein
sie gebührt und wie sie gegebeneilfalls zll verteilen ist, end»
gültig durch den Oberrcichsauwalt erfolgt .

Aufdeckung einer neuen Gebeini-
organisation zum Stur e der Republik .

Wie der Polizeipräsident von Altona mitleilt , gelang dev
Altonaer Polizei vor etwa 14 Tagen die Aufdeckung einer
nationalistischen Geheimorganisaiion . Bis jetzt sind 2 Perfo »
nen verhaftet worden. Die Akte » sind durch den Oberstaats »
anwait in Altona bereits dem Staatsgerichtshof zum Schutze
der Republik übergeben worden . Den Beamten der Altonaer
Polizei tvar ausgefallen , daß außerordentlich viele früher «?
rnffischr Offiziere nach Altona kamen , um im Hafen Arbeit
zu nehmen. Sie gaben an , auf Berantaffung eines Rittmei¬
ster » Raben nach Altona gekommen zu fein . Die Russen sind
inzwischen ausgewiesen worden. Rittmeister Raben war im
Baltikum Adjutant des Fürste » « waiosf- Bermondt , mit Lsnt
er freundschaftliche Beziehungen nnlerhielt . Er entsprach mit
der Unterbringung der Russen ' i» hiesigen Arbeitsstellen
einem Wunsche des Fürste» . Raden unterhält und leitet eine
Geheimorganisation nanicns „Rettende Hand"

, die aus frühe¬
ren Angehörigen feines Freikorps bestand. Der Polizeibericht
veröffentlicht die Statute » dieses Vereins , in denen n . n . ge¬
sagt ist , es sei die Hauptaufgabe des Vereins , die deutsche Re¬
publik zu stürzen und eine Monarchie zn errichten. hltalbcn»
war am Kapp-Kntsch aktiv beteiligt und gehörte dann der
Brigade Erhardt an . Er entfloh nach Ungar » , kehrte nach der
Amnestierung zurück und war dann in der Orgesch , hierauf
im obcrschlcsischen Grenzschutz tätig .

Lin Aufruf an die Arbeiter der Melk .
Tic Exekutivkomitees des Internat »nalrn Gewerkschafts»

bnndes lAmsterdam) , der Zweiten Internationale (London)
und die Internationale Arbeitsgemeinschaft Sozialiftischek
Parteien (Wien) sind zum erstenmale zu gemeinsamer Bera¬
tung zusammcngctrcten und haben im Anschluß Daran den
folgenden Aufruf an die Arbeiter der ganzen Welt gerichtet:

. „ Nach Prüfung der politischen wirtschaftlichen und sozialen
Lage Europas und ganz besonders Deutschlands erinnern die
Exekutiven an das am 8 . Juli 1922 in Berlin beschlossene
tiifest des Internationalen Gewerkschaftsbundcs und weisen ^
die Arbeiter und d e Demokratien der ganzen Welt ans die
Gefahren hin , die dir Existenz der dentschen Repnbllst M*
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